






























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































400 540 der Beilagen 

Example of figure marking for roads with speed limit over 60 km/h or without speed limit 
Exemple.d'inscription en chUfres pour les routes ou la vitesse est limitee a plus de 60 km/h 

ou n'est pas limitee 
Beispiel einer Aufschrift auf Straßen mit einer Geschwindigkeitsbeschränkung 

von mehr als 60 km/h oder ohne ·Geschwindigkeitsbeschränkung 

measures in meters 
cotes en metr~s 
Abmessungen in Metern 

f-....... +-~.o 
~~-L~~ __ L-~-L~~~L-+-~-+O 

0,10 

dia gram 
diagramme 
Zeichnung 
A-54 
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Marking 01· parklng prohibition 
Marquage signalant l'interdiction du stationnement 

Markier ng eines Parkverbots 

.AI<---;."ye=llow 
Jaune 
gelb 

401 

diagram 
diagramme 
Zeichnung 
A-55. 

26 
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Marking of parking prohibition 
Marquage signalant l'interdiction du stationnement 

Markierung eines Parkverbots 

lane 
voie 
Fahrstreifen 

~., _______ .. continuous 

broken guiding line 
ligne de gUidage 
discontinue •• -=-- -----
unterbrochene Linie 

lane 
voie 
Fahrstreifen 

J 

li 
ligne continue 
ununterbrochene Linie 

edge of the carriageway 
bord de la chaussee 
Fahrbahnrand 

yellow 
Ift----+- jaune 

gelb 

diagram 
diagramme 
Zeichnung 
A-56 
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) 

403 

diagram 
diagramme 
Zeichnung 
A-51 
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AUSTRIAN RESERVATION 
TO THE PROTOCOL ON 
ROAD MARKINGS ADDI­
TIONAL TO THE EUROPEAN 
AGREEMENT SUPPLEMENT­
ING THE CONVENTION ON 
ROAD SIGNS AND SIGNALS 
OPENED FOR SIGNATURE 
AT VIENNA ON 8 NOVEM-

BER 1968 

Fig. 6 of the Annex to the Proto­
colon Road Markings Additional 
to the European Agreement Sup­
plementing the Convention on Road 
Signs and Signals (referring to Ar­
ticle 29 of the Convention) is 
applied with the exception of the 
provision under Paragraph 2 ac­
cording to whidl road markings 
have to be white. 

540 der Beilagen 

RESERVE AUTRICHIENNE 
CONCERNANT LE PROTO­
COLE SUR LES MARQUES 
ROUTIERES ADDITIONEL A 
L' ACCORD EUROPEEN COM­
PLETANT LA CONVENTION 
SUR LA SIGNALISATION 
ROUTIERE OUVERTE A LA 
SIGNATURE A VIENNE LE 

8 NOVEMBRE 1968 

Le sous-alinea 6 de l'Annexe au 
Protocole sur les marques 
routieres additionel a l'Accord 
Europeen completant la Conven­
tion sur la signalisation routiere 
(concernant l'article 29 de la Con­
vention) sera applique a l'exception 
de la disposition qui se reiere au 
paragraphe 2 et stipule que les 
marques routieres doivent etre 
blandles. 

22 

ununterbrodlene Linie 

ununterbrodlene Linie 

Haltelinie 

öSTERREICHISCHER VOR­
BEHALT ZUM PROTOKOLL 
UBER STRASSENMARKIE­
RUNGEN ZUM EUROP ÄI­
SCHEN ZUSATZUBEREIN­
KOMMEN ZUM UBEREIN­
KOMMEN UBER STRASSEN­
VERKEHRSZEICHEN, DAS 
IN WIEN AM 8. NOVEM­
BER 1968 ZUR UNTERZEICH­
NUNG AUFGELEGT WURDE 

Ziffer 6 des Anhanges zum Proto­
koll über Straßenmarkierungen zum 
Europäisdlen Zusatzübereinkommen 
zum Ubereinkommen über Straßen­
verkehrszeidlen (zu Artikel 29 des 
Ubereinkommens) wird jene Bestim­
mung nadl Absatz 2 nidlt ange­
wendet, derzufolge die Straßenmar­
kierungen weiß sein müssen. 

Redltwinklige Kreuzung mit einer Vorrangstraße 

Markierung an einer Kreuzung mit einer Vorrangstra8e 

Sdlutzwege 

Kreuzung von Radwegen 

Ridltungspfeile 

RidltungspfeUe 
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Erläuterungen 

I. Allgemeiner Teil 

Die vorliegenden internationalen Übereinkom­
me~ haben jeweils verfassungs ändernde Bestim­
mungen und bedürfen daher gemäß Art. 50 Abs. 3 
B-VG der Genehmigung durch den Nationalrat. 
Die nachfolgend genannten Bestimmungen sind 
verfassungsändernd, weil sie die Änderung vo auf 
Gesetzesstufe stehenden StaatsVerträgen ohne 
Befassung der gesetzgebenden Organe und des 
Bundespräsidenten ermöglichen. 

a) Art. 49 Abs. 2 lit. a und Art. 49 Abs. 5 lit. ades 
Übereinkommens über den Straßenverkehr, 

b) Art. 41 Abs. 2 lit. a und Art. 41 Abs. 5 lit. ades 
Übereinkommens über Straßenverkehrszei­
chen, 

c) Art. 6 Abs. 2 lit. a, Art. 6 Abs. 5 lit. a und 
Art. 6 Abs. 7 des Europäischen Zusatzüberein­
kommens zum Übereinkommen über den 
Straßenverkehr, 

d) Art. 6 Abs. 2 lit. a, Art. 6 Abs. 5 lit. a und 
Art. 6 Abs. 7 des Europäischen Zusatzüberein­
kommens zum Übereinkommen über Straßen­
verkehrszeichen, 

e) Art. 6 Abs. 2 lit. a, Art.6 Abs. 5 lit. a und 
Art. 6 Abs. 7 des Protokolls über Straßenmar­
kierungen zum Europäischen Zusatzüberein­
kommen zum Übereinkommen über Straßen­
verkehrszeichen. 

Diese Bestimmungen sind daher nach Art. 50 
Abs. 3 B-VG ausdrücklich als "verfassungsän­
dernd" zu bezeichnen. 

Die Bestimmungen der gegenständlichen Über­
einkommen fügen sich nicht ohne weiteres in die 
bestehende österreichische Rechtsordnung ein, 
sodaß eine spezielle Transformation erforderlich 
ist. Es werden allerdings keine nennenswerten 
Änderungen bzw. Ergänzungen der Straßenver­
kehrsordnung bzw. des Kraftfahrgesetzes notwen­
dig sein, weil diese österreichischen RechtsVor­
schriften schon anläßlich der letzten Gesetzesnovel­
len an die gegenständlichen internationalen Über­
einkommen angepaßt worden sind. 

Soweit allenfalls noch Divergenzen bestehen, 
wird dies anläßlich weiterer Gesetzesnovellen zu 
berücksichtigen sein. 

Zur Vorgeschichte der gegenständlichen interna­
tionalen Übereinkommen ist folgendes zu bemer­
ken: 

Nach dem Zweiten Weltkrieg hat sich der Stra­
ßenverkehr stark entwickelt. Anläßlich einer Welt­
konferenz der Vereinten Nationen wurden am 
19. September 1949 ein internationales Abkommen 
über den Straßenverkehr und ein Protokoll über 
Straßenverkehrszeichen abgeschlossen. Am 
16. September 1950 wurden diese Abkommen 
durch Europäische Zusatzübereinkommen ergänzt. 
Diese sogenannten Genfer Abkommen über den 
Straßenverkehr sind von Österreich im Jahre 1955 
ratifiziert worden (BGBI. Nr. 222/1955). 

Wegen der weiteren starken Ausdehnung des 
Straßenverkehrs beschloß der Wirtschafts- und 
Sozialrat der Vereinten Nationen bereits im Jahre 
1964, Entwürfe zu neuen Übereinkommen auszuar­
beiten. Vom 7. Oktober bis zum 8. November 1968 
fand sodann in Wien die Weltkonferenz der Ver­
einten Nationen über den Straßenverkehr statt. An 
dieser Konferenz nahmen Delegationen von 
71 Staaten und von 29 internationalen Organisatio­
nen teil. Bei dieser Weltkonferenz wurde das Über­
einkommen über den Straßenverkehr und das 
Übereinkommen über Straßenverkehrszeichen aus­
gearbeitet und zur Unterzeichnung aufgelegt. 
Diese heiden Übereinkommen lösen folgende inter­
nationale Straßenverkehrsabkommen ab: 

a) Das internationale Abkommen über den 
Kraftfahrzeugverkehr und das internationale 
Abkommen über den Straßenverkehr vom 
24. April 1926; 

b) das Abkommen über die Regelung des inter­
amerikanischen Kraftfahrzeugverkehrs vom 
25. Dezember 1943; 

c) das Abkommen über den Straßenverkehr vom 
19. September 1949; 

d) das Abkommen über die Vereinheitlichung 
der Straßenverkehrszeichen vom 30. März 
1931 und 

e) das Protokoll über Straßenverkehrszeichen 
vom 19. September 1949. 

Der Wunsch, die Normen des Straßenverkehrs­
rechtes auf europäischer Ebene noch weiter zu ver­
einheitlichen, führte die Wirtschaftskommission für 
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Europa der Vereinten Nationen (ECE) dazu, die 
beiden Übereinkommen von Wien durch das Euro­
päische Zusatzübereinkommen über den Straßen­
verkehr und das Europäische Zusatzübereinkom­
men über Straßenverkehrszeichen zu ergänzen. 
Diese beiden Zusatzübereinkommen sind mit 
1. Mai 1971 abgeschlossen worden. 

Schließlich ist am 1. März 1973 das Europäische 
Protokoll über Straßenmarkierungen zur Unter­
zeichnung aufgelegt worden. Dieses Protokoll 
ergänzt die Markierungsbestimmungen des Anhan­
ges 8 des Übereinkommens über Straßenverkehrs­
zeichen. 

Alle genannten Übereinkommen haben den 
Zweck, durch die Vereinheitlichung der Verkehrs­
vorschriften, der Straßenverkehrszeichen und der 
Straßenmarkierungen den internationalen Straßen­
verkehr zu erleichtern und die Verkehrssicherheit 
zu erhöhen. An einer internationalen Vereinheitli­
chung des Straßenverkehrsrechtes hat Österreich 
sehr großes Interesse. Dies auch schon aus Grün­
den des Fremdenverkehrs und überhaupt des grenz­
überschreitenden Straßenverkehrs. Das besondere 
Interesse Österreichs am Zustande kommen der 
gegenständlichen Übereinkommen dokumentiert 
sich auch daraus, daß die Konferenz auf Einladung 
der österreichischen Bundesregierung in Wien statt­
gefunden hat und die abgeschlossenen Überein­
kommen im internationalen Sprachgebrauch als 
"Wiener Übereinkommen über den Straßenver­
kehr" bezeichnet werden. Die führende Rolle 
Österreichs am Zustandekommen der Übereinkom­
men wurde auch dadurch gewürdigt, daß ein öster­
reichischer Beamter als Präsident der Konferenz 
gewählt worden ist. 

11. Besonderer Teil 

Das Übereinkommen über den Straßenverkehr 
vom 8. November 1968 enthält vier Gruppen von 
Normen, nämlich V erkehrsregeln, Vorschriften 
über die Zulassung von Kraftfahrzeugen und 
Anhängern, Vorschriften über die Zulassung von 
Kraftfahrzeuglenkern sowie Vorschriften über die 
Zulassung von Fahrrädern. 

Nach Art. 3 des Übereinkommens sind die Ver­
tragsstaaten verpflichtet, dafür zu sorgen, daß die 
in ihrem Hoheitsgebiet &.eltenden Verkehrsregeln 
inhaltlich denjenigen des Ubereinkommens entspre­
chen. Da die Verkehrsregeln aber schon ihrer bes­
seren Verständlichkeit wegen einer näheren Aus­
führung bedürfen, ist die Erlassung innerstaatlicher 
Rechtsvorschriften notwendig. Weiters sind die 
Vertragsstaaten verpflichtet, ausländische Kraft­
fahrzeuge und Fahrzeuglenker zum vorübergehen­
den Verkehr in ihrem Hoheitsgebiet zuzulassen, 
sofern diese die Bedingungen des Übereinkommens 
über die Teilnahme am internationalen Verkehr 
erfüllen. 

In Kapitel II des Übereinkommens sind alle für 
die verschiedenen Verkehrsteilnehmer wesentlichen 
Verkehrsregeln enthalten. Sie sind inhaltlich schon 
weitestgehend in die österreichische Rechtsord­
nung übernommen worden, sodaß keine bedeutsa­
men Unterschiede mehr bestehen. 

Bei den Vorschriften über die Zulassung von 
Kraftfahrzeugen und Anhängern handelt es sich in 
der Hauptsache um technische Mindestvorschrif­
ten, denen Kraftfahrzeuge und Anhänger entspre­
chen müssen, wenn sie im internationalen Verkehr 
eingesetzt werden. Auch hinsichtlich dieser Bestim­
mungen über die Zulassung von Kraftfahrzeugen 
und Anhängern zum internationalen Verkehr ent­
sprechen die österreichischen Vorschriften bereits 
weitestgehend dem Übereinkommen. 

Kapitel IV des Übereinkommens enthält Bestim­
mungen über die Gestaltung der nationalen und 
internationalen Führerscheine, die Geltung der 
nationalen Führerscheine, Mindestanforderungen 
an Kraftfahrzeuglenker im internationalen Straßen­
verkehr sowie über die Aberkennung der Lenkerbe­
rechtigung. Auch hinsichtlich dieser Bestimmungen 
sind die österreichischen Vorschriften im wesentli­
chen weitgehend dem Übereinkommen angepaßt. 
Bei der Regelung über die Führerscheine ist von 
Bedeutung, daß die nationalen Führerscheine mehr 
als bisher zum vorübergehenden Verkehr im Aus­
land berechtigen. Diese Vereinfachung im grenz­
überschreitenden Verkehr ist zu begrüßen. 

Im Kapitel V sind die technischen Mindestvor­
schriften für Fahrräder und Motorfahrräder festge­
halten. Die österreichischen Vorschriften entspre­
chen diesen Bestimmungen. 

Das Übereinkommen über Straßenverkehrszei­
chen enthält im wesentlichen Bestimmungen über 
das Aussehen der Zeichen und allfällige Aufschrif­
ten auf Zeichen und Zusatz tafeln. Es befaßt sich 
weiters mit den Lichtzeichen, mit der Sicherung 
von Bahnübergängen und mit der Sicherung von 
Baustellen auf der Fahrbahn. In den Anhängen zum 
Übereinkommen sind die bildlichen Darstellungen 
und die Bedeutung der einzelnen Straßenverkehrs­
zeichen enthalten. 

Die Vertragsparteien des Übereinkommens sind 
verpflichtet, das im Übereinkommen beschriebene 
System der Straßenverkehrszeichen, der Lichtsig­
nale und der Straßenmarkierungen möglichst bald 
einzuführen. Die Vertragsparteien sind weiters ver­
pflichtet, innerhalb von 15 Jahren nach Inkrafttre­
ten des Übereinkommens alle dem System des 
Übereinkommens widersprechenden Zeichen, Sym­
bole und Straßenmarkierungen zu ersetzen. Jedoch 
sind die Vertragsparteien nicht verpflichtet, alle im 
Übereinkommen vorgesehenen Zeichen und Mar­
kierungen zu übernehmen. 

Die nach der österreichischen Straßenverkehrs­
ordnung vorgesehenen Lichtsignale, Straßenver-
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kehrszeichen und Bodenmarkierungen entsprechen 
mit Ausnahme des grün blinkenden Lichtes und der 
gelben Bodenmarkierungen dem Übereinkommen, 
sodaß diesbezüglich eine Anpassung der österrei­
chischen Rechtsvorschriften nicht mehr notwendig 
sein wird. Hinsichtlich der zuvor genannten zwei 
Ausnahmen wird ein Vorbehalt zu machen sein 
(siehe III. Abschnitt). 

Die bei den Europäischen Zusatzübereinkommen 
sowie das Protokoll über Straßenmarkierungen sol­
len d:tzu beitragen, das Straßenverkehrsrecht auf 
europäischer Ebene noch mehr zu vereinheitlichen, 
als dies schon die Welt-Übereinkommen anstreben. 
Diese Vereinheitlichung geht im wesentlichen in 
drei Richtungen: 

a) Die Zusatzübereinkommen enthalten zusätzli­
che Bestimmungen zu den Welt-Übereinkom­
men; 

b) die Zusatzübereinkommen erklären bloße 
Empfehlungen der Welt-Übereinkommen für 
verbindlich und 

c) die Zusatzübereinkommen treffen eine ein­
heitliche Wahl, falls die Welt-Übereinkom­
men den Vertragsstaaten verschiedene Mög­
lichkeiten für eine Regelung offenlassen. Als 
Beispiel sei hier angeführt, daß das Überein­
kommen über Straßenverkehrszeichen weiter­
hin für das Zeichen "Halt" die runde Form 
und die achteckige Form zuläßt. Das Zusatz­
übereinkommen hat nun für den europäischen 
Bereich das achteckige Halt-Zeichen für ver­
bindlich erklärt. 

III. Vorbehalte 

Alle fünf vorliegenden internationalen Überein­
kommen gestatten grundsätzlich Vorbehalte zu den 
einzelnen Bestimmungen. Von dieser Möglichkeit 
sollte aber nur sehr zurückhaltend Gebrauch 
gemacht werden, will man den Zweck des Überein­
kommens, nämlich die Vereinheitlichung des Inter­
nationalen Straßenverkehrsrechtes, nicht in Frage 
stellen. Diesen wichtigen Grundsatz hat namentlich 
auch die Europäische Konferenz der Verkehrsmini­
ster (CEM1) mehrmals zum Ausdruck gebracht 
und zuletzt an läßlich der Ministertagung am 
2. Dezember 1976 bekräftigt. 

Österreich sollte daher zunächst nur Vorbehalte 
zu solchen Bestimmungen anbringen, die entweder 
eine Verschlechterung der derzeitigen Situation 
bewirken würden oder ohne Gewinn für die Ver­
kehrssicherheit mit unverhältnismäßig hohen 
Kosten verbunden wären. 

Die Vereinheitlichung des Internationalen Stra­
ßenverkehrsrechtes wird dann nicht ernsthaft in 
Frage gestellt, wenn der gleiche Vorbehalt von 
einer großen Anzahl von Staaten oder doch von 
einer starken Gruppe (zB von allen Mitgliedslän­
dern der CEM1) angebracht wird. Diesbezüglich 

sind in der CEMT gemeinsame Vorbehalte erörtert 
und in drei Fällen auch Übereinstimmung erzielt 
worden. 

Zu den einzelnen Vorbehalten: 

Zu 1.: 

Das Europäische Zusatzübereinkommen zum 
Übereinkommen über Straßenverkehrszeichen sieht 
hinsichtlich der Vorankündigung des Stop-Zei­
chens eine andere Regelung vor als dies nach dem 
Übereinkommen selbst vorgesehen ist. Daher ist es 
für einen Staat, der das Zusatzübereinkommen rati­
fiziert, notwendig, zu Art. 10 Abs. 6 des Welt­
Übereinkommens einen Vorbehalt zu machen. Die­
ser Vorbehalt wird im übrigen von allen CEMT­
Ländern angebracht. 

Zu 2.: 

In Österreich ist seit vielen Jahren das grün blin­
kende Licht eingeführt. Grün blinkendes Licht 
bedeutet das unmittelbar bevorstehende Ende des 
grünen Lichtzeichens. Die Regelung hat sich einge­
bürgert und soll beibehalten werden, zumal eine 
Beeinträchtigung der Verkehrssicherheit dadurch. 
nicht gegeben ist. Abgesehen davon, würde eine 
Umstellung doch erhebliche Kosten verursachen. 

Zu 3.: 

Der Vorbehalt gründet sich auf einen einhelligen 
Beschluß des CEMT-Ministerrates. Die für Auto­
bus- und Straßenbahnhaltestellen vorgesehenen 
Zeichen sollen in den CEMT-Ländern nicht ver­
wendet werden. 

Zu4.: 

Nach Art. 23 Abs.3 lit. a Z i des Europäischen 
Zusatzübereinkommens zum Übereinkommen über 
den Straßenverkehr ist jedes Halten und Parken 
eines Fahrzeuges auf der Fahrbahn in einer Entfer­
nung von weniger als 5 m vor Schutzwegen verbo­
ten. Nach der österreichischen Straßenverkehrsord­
nung (§ 24 Abs. 1lit. c StVO) gilt dieses Verbot nur 
dann, wenn die Benützung des Schutzweges nicht 
durch Lichtzeichen geregelt ist. Die österreichische, 
etwas weniger strenge Regelung hat sich bewährt, 
sodaß gegen die strengere Regelung des Überein­
kommens ein Vorbehalt notwendig ist. 

Zu 5.: 

Nach Z 6 Abs.2 des Anhanges zum Protokoll 
über Straßenmarkierungen (zu Art. 29 des Überein­
kommens) müssen die Straßenmarkierungen grund­
sätzlich weiß sein. Gelbe Markierungen sind nur 
für Zickzack-Linien zur Kennzeichnung von Flä­
chen, auf denen das Parken verboten ist, und für 
Linien am Rande der Fahrbahn zulässig, die anzei­
gen, daß das Halten und Parken verboten oder 
beschränkt ist. In Österreich werden seit jeher 
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Sperr- und Leitlinien in gelber Farbe ausgefilhrt. 
Anläßlich des Begutachtungsverfahrens zu den vor­
liegenden Übereinkommen hat das Bundesministe­
rium filr Bauten und Technik neuerlich darauf hin­
gewiesen, daß nach seiner Meinung gelbe Mittelli­
nien im Interesse der Verkehrssicherheit zweckmä­
ßiger seien als weiße. Im Hinblick auf diesen 
Umstand sollen in Österreich die gelben Mittelmar­
kierungen beibehalten werden. Dies bedingt den 
angefilhrten Vorbehalt. 

IV. Vollziehungskosten 

Die Ratifizierung der gegenständlichen Überein­
kommen wird keine Sach- und Personalaufwen­
dungen erfordern. Die österreichischen Einrichtun­
gen zur Regelung und Sicherung des Straßenver­
kehrs sind schon so weitgehend den Übereinkom­
men angepaßt, daß neue Einrichtungen bzw. die 
Änderung bestehender Einrichtungen nicht not­
wendig sein werden. 
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Österreichische Vorbehalte zu den vorstehenden 
Staatsverträgen: 
1. Artikel 10 Absatz 6 des Übereinkommens über 

Straßenverkehrszeichen wird mit der Maßgabe 
angewendet, daß die Vorankündigung des Zei­
chens B 2' mit dem Zeichen BI erfolgt, das 
durch eine rechteckige Tafel mit dem Symbol 
"STOP" und einer Zahl ergänzt wird, die die 
Entfernung vom Zeichen B 2' anzeigt. 

2. Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i, Arti­
kel 23 Absatz 2 und Artikel 23 Absatz 3 des 
Übereinkommens über Straßenverkehrszeichen 
werden mit der Maßgabe angewendet, daß das 
grüne Licht auch blinken darf; grünes blinken­
des Licht bedeutet das unmittelbar bevorste­
hende Ende der Zeitdauer für grünes Licht. 

3. Die Ziffer 6 (Zeichen E 19 und E 20) des 
Anhanges 5 Abschnitt F des Übereinkommens 
über Straßenverkehrszeichen wird nicht ange­
wendet. 

4. Aus Ziffer 18 des Anhanges des Europäi ehen 
Zusatzübereinkommens zum Übereinkommen 
über den Straßenverkehr (zu Artikel23 des 
Übereinkommens) wird jene Bestimmung nach 
Absatz 3 Buchstabe a Ziffer i nicht angewendet, 
derzufolge jedes Halten und Parken eines Fahr­
zeuges auf der Fahrbahn in einer Entfernung 
von weniger als 5 m vor Schutzwegen verboten 
ist. 

5. Ziffer 6 des Anhanges zum Protokoll über Stra­
ßenmarkierungen zum Europäischen Zusatz­
übereinkommen zum Übereinkommen über 
Straßenverkehrszeichen (zu Artikel 29 des Über­
einkommens) wird jene Bestimmung nach 
Absatz 2 nicht angewendet, derzufolge die Stra­
ßenmarkierungen weiß sein müssen. 

Austrian reservations to tbe above Agreements: 

1. Article 10 (6) of the Convention on Road Signs 
and Signals is applied with the exception that the 
sign B 2' is announced in advance by the sign 
B 1 supplemented by a rectangular panel bearing 
the symbol "STOP" and a figure indicating the 
distance to sign B 2'. 

2. Article 23 (1) a (i), Article 23 (2) and Article 23 
(3) of the Convention on Road Signs and Sig­
nals are applied with the exception that the 
green light mayaiso be flashing. The flashing of 
the green light signifies that the green phase will 
end immediately. 

Beilage A 

3. Fig. 6 (signs E 19 and 20) of Annex 5 Section F 
of the Convention on Road Signs and Signals is 
not applied. 

4. Fig. 18 of the Annex to the European Agreement 
Supplementing the Convention on Road Signs 
and Signals (referring to Article 23 of the Con­
vention) is applied with the exception of the pro­
vision under Paragraph 3 (a) i according to 
which any halting or parking of a vehicle on the 
road is prohibited within a distance of less than 
5 m before a pedestrian crossing. 

5. Fig. 6 of the Annex to the Protocol on Road 
Markings Additional to the European Agree­
ment Supplementing the Convention on Road 
Signs and Signals (referring to Article 29 of the 
Convention) is applied with the exception of the 
provision under Paragraph 2 according to which 
road markings have to be white. 

Reserves autrichiennes concemant les traites inter­
nationaux precedents. 

1. L'article 10, paragraphe 6, de la Convention sur 
la signalisation routiere sera applique sous la 
reserve que le signal B 2' sera presignalise par le 
signal BI, complete par un panne au rectangu­
laire montrant le symbole "ARRET" et un chif­
fre indiquant la distance du signal B 2'. 

2. L'article 23, paragraphe 1, alinea a, sous-alinea i, 
l'article 23 paragraphe 2, et l'article 23, paragra­
phe 3, de la Convention sur la signalisation rou­
tiere seront appliques sous la reserve que le feu 
vert pourra clignoter egalement; le feu vert 
clignotant annonce la fin imminente de la phase 
du feu vert. 

3. Le sous-alinea 6 (signaux E 19 et E 20) de la 
Seetion F de I' Annexe 5 a la Convention sur la 
signalisation routiere ne sera pas applique. 

4. Le sous-alinea 18 de l' Annexe a I' Accord Euro­
peen completant la Convention sur la circulation 
routiere (concernant l'article 23 de la Conven­
tion) sera applique a l'exception de la disposition 
qui se refere au paragraphe 3, alinea a, sous­
alinea i, et interdit tout arret et tout stationne­
ment de voiture sur la voie a une distance de 
moins de 5 m avant les passages pour pietons. 

5. Le sous-alinea 6 de l' Annexe au Protocole sur les 
marques routieres additionel a l'Accord Europ­
een completant la Convention sur la signalisa­
tion routiere (concernant l'article 29 de la Con­
vention) sera applique a l'exception de la dispo­
sition qui se refere au paragraphe 2 et stipule 
que les marques routieres doivent etre blanches. 
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